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Leidenschaftlich kompliziert: Polit-Tango Argentino 
Bericht zur Situation vor den Parlamentswahlen 
 

 

   von Bettina Solinger 

 
Am 28. Juni 2009 treten die argentinischen Wähler an die Urnen, um in einem Wahlgang eine 
Fülle von Mandaten auf Landes-, Provinz- und Gemeindeebene neu zu vergeben. Wie ist die Be-
deutung dieser Wahlen einzuschätzen, welche Mandate genau werden vergeben und in welchem 
System finden diese Wahlen statt? Welche Szenarien des Wahlausganges sind wahrscheinlich - 
sind politische Beben oder die Stabilisierung des Status Quo zu erwarten?  
 
 
Um die politischen Verhältnisse Argentiniens besser zu verstehen, lohnt sich ein Blick auf die 
politischen Kräfte, Strukturen und Prozesse. 
 

Das Wahlsystem 
Argentinien ist eine föderale Bundesrepublik mit präsidialer Führungsstruktur, der Präsident ist 
Staatsoberhaupt und Regierungschef in Personalunion. Alle vier Jahre finden direkte Präsident-
schaftswahlen in bis zu zwei Wahlgängen statt, die nächste (regulär) in 2011. Zum selben Ter-
min werden auch die meisten Gouverneure und Bürgermeister in Direktwahlen bestimmt, dies 
wird jedoch von Provinz zu Provinz unterschiedlich festgelegt. 
 
Alle zwei Jahre werden die Hälfte der Parlamentsabgeordneten für vier Jahre und ein Drittel der 
Senatoren für sechs Jahre gewählt. Alle vier Jahre werden Gemeinde- und Provinzparlamente 
(Abgeordnete und Senatoren) neu besetzt. So auch am 28. Juni 2009. Gewählt werden Listen – 
je nach Distrikt ist dabei die Wahl zwischen bis zu 60 Listen zu treffen. 
 
Bundesweit sind von den knapp 40 Mio. Argentiniern fast 28 Mio. wahlberechtigt, davon 10,3 
Mio. allein in der Provinz Buenos Aires und 2,5 Mio. in der gleichnamigen autonomen Bundes-
hauptstadt, die damit gemeinsam 46,3% der Wahlberechtigten aufweisen. 
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Von den landesweit 80.913 Wahllokalen (genannt „mesas“) werden allein in der Provinz Buenos 
Aires 30.782 eingerichtet.  
 
Zur Wahl für den nationalen Kongress stehen in den 24 Provinzen inklusive der autonomen 
Bundeshauptstadt Buenos Aires 127 von 256 Abgeordnetenmandaten, von denen bereits 35 in 
der Provinz Buenos Aires und weitere 13 in der Stadt Buenos Aires vergeben werden. In acht 
Provinzen werden 24 der insgesamt 72 Senatssitze neu vergeben. 
 
Für die Kammern auf Provinzebene werden insgesamt 267 Abgeordnete und 62 Senatoren ge-
wählt, wobei nicht alle Provinzen zwei Kammern haben.  
 
Das Wahlprozedere selbst mutet etwas kompliziert an, denn die Stimmzettel führen nicht die 
zur Wahl stehenden Parteilisten auf, auf denen der Wähler seine Wahl per Ankreuzen trifft. 
Vielmehr hat jede Partei oder jedes Bündnis seine eigenen Stimmzettel, die sie im Übrigen selbst 
drucken lassen müssen, da das staatliche Wahlamt nur die amtliche Vorlage für den Stimmzettel 
zur Verfügung stellt. Die Kosten werden den Parteien abhängig vom Wahlergebnis nach der 
Wahl teilweise erstattet. 
 
Kommen bei einem Wahlgang mehrere Wahlen (Gemeinde, Provinz, Kongress) zusammen, so 
sind die Kandidaten für die unterschiedlichen Mandate auf dem einen Stimmzettel einer jeden 
Partei oder eines Bündnisses aufgelistet. Der Spitzname „lista sábana“  („Leintuch“-Stimmzettel) 
beschreibt gut, womit der Wähler zu hantieren hat. 
  
 

Stimmzettel 2007 Provinz Buenos Aires – hier standen 1. Präsident, 2.nationale Abgeordnete, 3. Provinzgouverneur,  
4. Abgeordnete des Provinzparlamentes, 5. Gemeinderäte zur Wahl 
 

 
 
 
Stimmzettel 2009 Autonome Stadt Buenos Aires – hier 
stehen a) nationale Abgeordnete und b) Gemeinderäte zur 
Wahl 
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Wenn der erste Wähler nächsten Sonntag den Wahlraum betritt, wird er vielen Papiertürmen 
entgegentreten: Pro Partei oder Wahlbündnis liegen pro Distrikt stapelweise deren Wahlzettel 
aus. Der Wähler nimmt die Liste seiner Wahl und steckt diese in einem Umschlag in die Urne.  
 
Möchte der Wähler nun für die verschiedenen Ebenen seine Stimme unterschiedlichen Parteien 
geben, so muss er die entsprechenden Listen von den Gesamtstimmzetteln der Parteien abreißen 
und die verschiedenen Abschnitte in den Umschlag stecken. Angesichts dieses deutlich unhand-
lichen Verfahrens, verzichtet der eine oder andere Wähler von vornherein auf eine differenzier-
tere Stimmabgabe. 
 
Wenn der letzte Wähler den Wahlraum betritt, wird er sich – etwas übertrieben - in einem Pa-
pierchaos aus zerwühlten Stapeln wieder finden und sich knietief durch abgerissene, herunter-
gefallene Wahlzettel zu den Listen vorkämpfen, denen er seine Stimme geben möchte.  
 
 
 

Der Wahltermin  
 
Ursprünglich sollten die Parlaments- und Kommunalwahlen  (Abgeordnete und Senatoren, 
Stadträte) erst am 25. Oktober 2009 stattfinden. Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Bue-
nos Aires zog jedoch die Kommunalwahlen für seine Stadt auf den 28. Juni 2009 vor, offiziell 
um diese Wahlen von nationalen Fragestellungen abzukoppeln und auf rein städtische Themen 
zu fokussieren. Die Regierung zog dann ihrerseits die Wahlen zum Kongress per Dekret vor und 
ließ die Provinzen folgen. Offiziell, weil dies effizienter sei und sich die Politik schnell wieder den 
Folgen der weltweiten Krise zuwenden solle, anstatt die Kräfte in einem langen Wahlkampf zu 
binden. Inoffiziell ging es bei der Festlegung der Termine eher um die Wahlchancen des jeweils 
eigenen politischen Blocks. 
 
Die hohe nationale Bedeutung dieser Wahlen, die sich u.a. an der Härte des Wahlkampfes able-
sen lässt, hat mehrere Ursachen:  
 

1) Es stehen weit mehr Mandate zur Wahl, die derzeit von Vertretern der FV (‚Frente para la 
Victoria’ =  Anhänger des peronistischen „Kirchnerismo“) besetzt sind als von Vertretern 
der anderen Parteien und Bündnisse. Die Regierungsstütze FV befindet sich also von 
vornherein in einem Abwehrkampf. (siehe Anhang 1) 

 
2) Präsidentin Cristina Kirchner hat diese Wahlen auch deshalb (Angriff ist die beste Ver-

teidigung) zum Plebiszit über ihr Regierungshandeln und das „Modell Argentinien“ er-
klärt. Dazu zählen Maßnahmen wie hohe Einfuhrzölle, um die einheimische Produktion 
zu schützen und hohe Ausfuhrabgaben, um die Produkte zu vorgegebenen Preisen auf 
dem heimischen Markt halten zu können. Verstaatlichung privater Rentenfonds und 
Rückverstaatlichung bereits privatisierter Unternehmen (wie kürzlich ‚Aerolíneas Argen-
tinas’) waren weitere Entscheidungen, mit denen eine Abschottung des Landes gegen 
schädliche Einflüsse von außen und die Verteidigung des Wohlfahrtsstaates erreicht 
werden sollten.  
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3) Die Präsidentin regierte bislang zumeist per Dekret und ließ ihr Handeln dann von der 
bequemen Mehrheit im Kongress legitimieren. Die Opposition hat nun die Chance, die 
Mehrheit der regierenden peronistischen ‚Frente para la Victoria’ im Kongress zu been-
den und diesem seine Legislativfunktion zurückzugeben.  

 
4) In den Meinungsumfragen der letzten Tage und Wochen ist die Regierung Cristina 

Kirchner stark abgerutscht. Sollten die Wahlergebnisse diese Umfragen bestätigen, könn-
te es durchaus passieren, dass Abgeordnete der FV die Lager wechseln und sich v.a. den 
„Dissidenten“ (-Peronisten) anschließen. Damit begänne dann tatsächlich am 28. Juni 
2009 um 18.00 Uhr der Wahlkampf für die Präsidentschaftswahlen (spätestens) im Jahre 
2011, wie ein Journalist jüngst anmerkte. 

 
Der vorgezogene Wahltermin verkürzt jedoch nicht die Laufzeit der Mandate, die erst am 10. 
Dezember 2009 – vor der argentinischen Sommerpause - endet. Sollten keine außerordentlichen 
Sitzungswochen terminiert werden, nehmen die Parlamente in ihrer neu gewählten Zusammen-
setzung erst im März 2010 ihre Arbeit auf. Dies bedeutet, dass sich neu gewählte Abgeordnete 
noch acht Monate gedulden müssen, bis sie mit der Umsetzung ihrer Aufgaben und Wahlver-
sprechen beginnen können. Ob die Abgeordneten, die im November aus dem Parlament aus-
scheiden werden, sich noch mit voller Kraft der Bewältigung der Krise widmen werden, sei da-
hingestellt. Präsidentin Kirchner kann sich derweil noch weitere fünf Monate auf die Mehrheit 
ihrer FV im Kongress stützen, selbst wenn diese in den jetzigen Wahlen deutliche Verluste hin-
nehmen müssten. 
 
 
Die Wettbewerber 
 
Die Parteien- und Bündnislandschaft in Argentinien zu beschreiben, gestaltet sich kompliziert, 
da sich diese auf den verschiedenen Ebenen und in den einzelnen Provinzen zu äußerst unter-
schiedlichen, nicht immer stabilen Allianzen zusammengefunden haben. Die für die nationale 
Ebene und die entscheidende Provinz Buenos Aires wichtigsten, sind folgende Blöcke: 
 
 

 
‘Frente para la Victoria’ (‘Partido Justicialista’): 
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Peronisten die in Opposition zur Regierung Kirchners stehen (‚Peronistas Disidentes’)  

im Verbund mit ‚PRO’ 
 
 
 

Bündnis ‚Acuerdo Cívico Social’:  Zusammenschließung nicht-peronistischen Parteien wie die 
UCR (‚Union Cívica Radical’) und Bündnissen wie die ‚Coalición Cívica’. 
 
 

             
 



 

I 6 

 
 
 

Der Wahlkampf 
 
Da die Wahlen durch Präsidentin Cristina (und Néstor) Kirchner zur Volksabstimmung über die 
Regierung gemacht wurden, die Popularität ihrer ‚Frente para la Victoria’ stetig sinkt und gleich-
zeitig die Opposition innerhalb und außerhalb des peronistischen Lagers wächst, wird im Vorfeld 
dieser Wahlen mit harten Bandagen und kreativen Mitteln nicht durchweg sauber gekämpft.  
 
Kaum eine Partei ist an einem Programm zu erkennen, handlungsleitend sind die Führungsper-
sönlichkeiten und ideologisch sehr breit gestreut sind die Mitglieder, deren Strömungen sich in 
z.T. sehr selbständigen Flügeln manifestieren. Deshalb kommt den einzelnen Kandidaten auf den 
zur Wahl stehenden Parteilisten eine große Bedeutung zu. Um die ‚Frente Justicialista para la 
Victoria’ (FV/’Peronismo oficialista’) zu stützen, geht Ex-Präsident und Präsident der ‚Partido 
Justicialista’, Néstor Kirchner, ins Rennen um ein Abgeordnetenmandat in der politisch gewich-
tigen Provinz Buenos Aires.  
 
Die Tatsache, dass er als Nummer Eins auf der Liste der FV damit in genau dem Wahlkreis an-
tritt, um den sich auch der aussichtsreichste Kandidat des ‚Peronismo Disidente’, Francisco de 
Narváez, bewirbt, werten Beobachter als geschickten Schachzug in einer wohl als bedrohlich 
wahrgenommenen Situation.  
 
 

 
 
 
Bewirbt sich für ‚Union-Pro’ in der 
Provinz Buenos Aires: Francisco de 
Narváez Steuer, in Kolumbien 
geborener, erfolgreicher 
Unternehmer, der Stolz auf seine 
europäischen Wurzeln groß-
väterlicherseits verweist und sich 
gern als „Macher“ präsentiert. 
 

 
 
 
Es gab zunächst Zweifel, ob der aus der patagonischen Provinz Santa Cruz stammende (und frü-
her als Gouverneur dort regierende) Néstor Kirchner überhaupt in der Provinz Buenos Aires an-

treten dürfe. Ein Gericht hat ihm dies aber 
zugestanden, da er als Gatte der Präsidentin zum 
Zeitpunkt der Mandatsübergabe die geforderten zwei 
Jahre in der Provinz gewohnt haben wird – an der 
Seite der Präsidentin im Präsidentenpalast im 
Provinzort Olivos vor den Toren der Kapitale. Dies, 
obwohl der Präsidentenpalast nicht zur Provinz 
gehört, sondern auf Bundesgebiet steht. Er hat 
mittlerweile angekündigt, sein Mandat nach der Wahl 
auch anzunehmen. 
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Bei den ihm auf Platz zwei und vier folgenden Kandidaten, dem amtierenden Gouverneur der 
Provinz Buenos Aires, Daniel Scioli, bzw. dem Kabinettschef der nationalen Regierung, Sergio 
Massa, wird jedoch bezweifelt, dass diese ihre Mandate auch antreten und dafür ihre jetzigen 
Positionen aufgeben würden. Ihnen wird unterstellt, sogenannte „candidatos testimoniales“ zu 
sein, „(Lippen)Bekenntnis-Kandidaten“ oder Scheinkandidaten also, die lediglich Stimmen für 
die Liste bringen sollen. Ihre Aussage, ihre „Wahl eventuell anzunehmen“, wurde von einem Ge-
richt wohlwollend so interpretiert, dass sie das Wahlergebnis und den (auf Platz 2 bzw. 4 kaum 
zu umgehenden) Wahlerfolg zunächst abwarten wollten, und ihre Kandidatur zugelassen. Den 
Versuch, einen Kandidaten mit gleichem Familiennamen des stärksten Opponenten auf die Liste 
zu setzen, vereitelte jedoch das Wahlgericht. 
 
Eine Kandidatur ohne Willen, das Mandat auch anzunehmen, grenzt für viele ebenso an Wähler-
täuschung wie die Aufstellung von Kandidaten (auf weniger aussichtsreichen Plätzen, dafür aber 
fett gedruckt) die dem Wähler aufgrund einer Namensähnlichkeit oder –gleichheit zu Prominen-
ten aus Politik, Sport oder Unterhaltung, bekannt vorkommen.   
 
Weitere Phänomene, die die Wählerentscheidung ebenso erschweren wie das spätere Auszählen  
sind „Sammellisten“: Politische Gruppierungen, die selbst nur lokal antreten, können auf ihrem 
Wahlzettel auch Kandidaten anderer Parteien führen, die auf nationaler Ebene kandidieren.  
Bei den „Spiegel-Listen“ erscheint ein und derselbe Kandidat auf verschiedenen Wahllisten. 
 
Allein in der vieles entscheidenden Provinz Buenos Aires gibt es deshalb insgesamt nicht weni-
ger als 1.480 Wahllisten und 24.253 Kandidaten. 
 
 
 

Erwarteter Wahlbetrug   
 
Das beschriebene Wahlverfahren eröffnet bereits Scheunentor-weite Möglichkeiten zum Wahl-
betrug. Neben der Möglichkeit, Wahlzettel der Gegner verschwinden zu lassen, um deren Wahl 
zu vereiteln, haben im Vorfeld gefundene Stimmzettel eine weitere Methode bekannt werden 
lassen:  Offizielle Wahlzettel des Gegners gegen gefälschte austauschen, damit die Stimme bei 
der Auszählung als ungültig erklärt wird. Bei der Fülle an Namen und Listen auf einem Stimm-
zettel und bei den unübersichtlichen Allianzen, die von Provinz zu Provinz oder von Stadt zu 
Stadt stark variieren können, fällt es dem Wähler nicht unbedingt auf, wenn auf Platz 25 der 
dritten Liste eines Stimmzettel ein anderer Name steht, als es der offiziellen Nominierung ent-
sprechen würde.  
 
Einige Parteien haben deshalb mehr Wahlzettel drucken lassen und verteilen diese im Vorfeld 
der Wahlen direkt an die Bürger. Auch das ist erlaubt, öffnet aber den Weg zu weiteren Mög-
lichkeiten, sich Stimmen zu sichern: einem Wähler wird ein bereits mit der „richtigen“ Liste vor-
bereiteter, verschlossener, offizieller Wahlumschlag mit ins Wahllokal gegeben, den er dort in 
die Urne wirft. Den Umschlag den er seinerseits im Wahllokal für die Stimmabgabe ausgehän-
digt bekam, gibt er leer (gegen eine nicht näher bezifferte Belohnung) dem „Wahlhelfer“ vor 
dem Wahllokal, der diesen dann wieder mit einem ordentlichen Stimmzettel für den nächsten 
Wähler vorbereitet, usw. Gerade in ärmeren Gegenden scheinen diese und andere Arten von 
Stimmenkauf gut zu funktionieren - in wirtschaftlich schwierigen Zeiten bei real bis zu 20% 
Inflation und steigender Arbeitslosigkeit ohnehin. 
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Insgesamt soll der Wahlkampf, trotz seiner relativen Kürze, einer der teuersten für diese Art von 
„Zwischenwahl“ werden. Auch daran erkennt man, dass für die Kontrahenten viel auf dem Spiel 
steht. 
 
 

Erwartungen 
 
In der Provinz Buenos Aires liefern sich laut Wahlumfragen die beiden peronistischen Spitzen-
kandidaten Néstor Kirchner (FV) und Francisco Narváez (‚Union Pro’) ein Kopf-an-Kopf-Rennen, 
insgesamt wird mit Verschiebungen zulasten der „Kirchneristas“ und zugunsten der „Disidentes“ 
gerechnet.  

 
Der dritte Block und die eigentliche Opposition zu den 
Peronisten, der ‚Acuerdo Cívico y Social’, kann zum 
jetzigen Zeitpunkt wohl ebenfalls mit leichten Zuge-
winnen rechnen.  
 
Die Situation in den Provinzen ist sehr unübersicht-
lich, da sich hier zum Teil seltsam anmutende 
Allianzen gefunden haben, die durchaus quer zur 
Parteienlandschaft in und um Buenos Aires stehen 
können. Hier stehen z.B. Kandidaten der ‚Partido 

Justicialista’ auf der Liste von ‚Union Pro’. Die sozialistische Partei ist Teil des ‚Acuerdo Cívico y 
Social’ in der Provinz Buenos Aires, tritt aber in der Stadt Buenos Aires mit einer eigenen Liste 
an und paktiert in manchen Provinzen mit den Peronisten. 
 
Welche Wählerwanderungen und Wahlallianzen auch immer 
am Ende der Wahl festzustellen sein werden, eines ist gewiss: 
dominierende Kraft bleibt der Peronismus, an dem in 
Argentinien noch länger kein Weg vorbeiführen wird. 
Spannend werden die Wahlen dennoch, denn sollten die 
Kirchners eine deutliche Niederlage einfahren, ist ihre Zukunft 
an der Spitze des Staates gefährdet. War die Verlängerung des 
System „K“ durch Wiederwahl von Cristina Kirchner oder 
erneute Wahl ihres Ehemannes und früheren Präsidenten Néstor Kirchner in 2011 bislang ein 
recht wahrscheinliches Zukunfts-Szenario, so könnte das peronistische Lager durch einen wahl-
amtlich festgestellten Popularitätsverlust gezwungen werden, zu reagieren und sich nach neuen 
Hoffnungsträgern umzusehen. Es könnte schwer werden für das präsidiale Paar, denn Gegen-
wind aus dem Kongress wird die Aufgabe, Popularitätspunkte zurück zu gewinnen, zusätzlich 
erschweren.   
 
 

Erwartungen für die Arbeit der Friedrich-Naumann-Stiftung 
 
Die Stiftung pflegt in ihrem Projekt Kontakte zu liberalen Politikern und Gruppierungen, die über 
mehrere Parteien und Bündnisse verteilt sind. „Die“ liberale Partei in Argentinien mit politischem 
Gestaltungsgewicht, existiert derzeit nicht. Der langjährige Stiftungspartner ‚Recrear’ hat sich 
unter neuer Führung den peronistischen Reformkräften auf der Liste ‚Union Pro’ angeschlossen,  
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während Recrear-Gründungsmitglied und ehemaliger Präsidentschaftskandidat, Ricardo Lopez 
Murphy, aus ‚Recrear’ ausgeschieden ist und sich mit seiner neu gegründeten Bewegung (‚Cor-
riente Convergencia Federal’) dem ‚Acuerdo Cívico y Social’ (ACS) angeschlossen hat. Im Bündnis 
ACS finden sich neben dem früheren Stiftungspartner UCR, weitere (sozial-)liberale Kräfte in der 
‚Coalición Cívica’ und hier vor allem in der ‚Unión por todos’, mit denen die Stiftung heute arbei-
tet.  
 
Zunächst bleibt abzuwarten, ob die Wahlplattform ACS nach den Wahlen weiter zusammenar-
beiten kann und wird. Nicht zuletzt die Aufnahme der Sozialisten in dieses Bündnis zeigt, dass 
sich dieses Bündnis stärker gegen den Peronismus formiert hat als für ein darüber hinaus ge-
hendes politisches Ziel. Spätestens bei wirtschaftlichen Fragen, die angesichts der Krise immer 
wichtiger werden, hören die Gemeinsamkeiten auf. 
 
Die Stiftung wird deshalb weiterhin die versprengten Liberalen in ihren Bemühungen unterstüt-
zen, Themen zu setzen und sich in ihren jeweiligen Parteien Gehör zu verschaffen bzw. sich neu 
zu organisieren. Flankiert wird diese Arbeit durch wirtschafts- und gesellschaftspolitische Think-
Tanks. Ein weiterer Schwerpunkt bleibt die Ausbildung von kommunalen Funktionsträgern, die 
Förderung von Bürgerbeteiligung auf kommunaler Ebene sowie die Ausbildung des organisierten 
politischen Nachwuchses.  
 
Es wäre ein Irrtum, aus den regelmäßigen Demonstrationen vor dem Kongress auf besonderes 
politisches Interesse der Bevölkerung zu schließen. Selten wird dabei auf Übergriffe des Staates 
auf Privateigentum, schwindende Bürgerrechte und individuelle Freiheiten hingewiesen, die in 
bürokratischen Fesseln und legalistischen Verfahren zunehmend erstickt werden. Meist werden 
Ansprüche an den Staat formuliert, kollektive Lösungen angemahnt und mehr staatliche Hilfen 
gefordert und nicht selten werden dafür professionelle Demonstranten angeheuert.  
 
Peronismus ist nicht nur eine politische Formel, er ist ein Stück politische Kultur Argentiniens. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Impressum                                                                                      Autor: Bettina Solinger, 
Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit                                    Projektleiterin Argentinien 
Bereich Internationale Politik         Büro: Buenos Aires 
Referat Politikberatung und  
Internationale Politikanalyse 
Karl-Marx-Straße 2 
D-14482 Potsdam 
 
Aktuelle Informationen zur Projektarbeit der Stiftung für die Freiheit finden Sie unter www.freiheit.org 

http://www.freiheit.org
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Anhang 1) 
 

 
 
 
 
 


